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Hinweise:
Aufgrund der andauernden Corona- Pan-
demie sind sowohl Verschiebungen der 
Sitzungen wie auch des Sitzungsortes mög-
lich. Bitte informieren Sie sich über die Aus-
hänge in den amtlichen Bekanntmachungs-
kästen oder auf der Homepage der Stadt 
Baruth/Mark unter dem Reiter „Politik“.
Wegen der - durch die SARS-CoV-2-Ein-
dämmungsverordnung und die fl ankie-
renden gesetzlichen Regelungen angeord-
neten - Maßnahmen ist eine Teilnahme 
der Öffentlichkeit an den kommunalen 
Gremiumssitzungen nur eingeschränkt im 
Rahmen der gegebenen räumlichen Ka-
pazitäten möglich. Es wird um Beachtung 
gebeten!

Nächste Sitzungen
der Gremien der

Stadt Baruth/Mark

•  Stadtverordneten-
 versammlung
 am 25.03.2021 
 um 19.00 Uhr im Sitzungssaal 

der Stadtverwaltung
•  Bauausschuss:
 am 27.05.2021 
 um 19.00 Uhr im Sitzungssaal 

der Stadtverwaltung
•  Hauptausschuss
 am 29.04.2021 
 um 19.00 Uhr im Sitzungssaal 

der Stadtverwaltung
•  Ausschuss für Bildung,
 Soziales und Kultur:
 am 03.05.2021
 um 19.00 Uhr im Sitzungssaal
 der Stadtverwaltung
•  Werksausschuss des
 Eigenbetriebes WABAU:
 am 22.04.2021
 um 19.00 Uhr im Sitzungssaal
 der Stadtverwaltung

Änderungen vorbehalten!
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Amtliche Bekanntmachungen der Stadt Baruth/Mark

Bekanntmachung Sitzungsdienst

Im März 2021 wurden durch die kommunalen Gremien bislang keine 
Sachbeschlüsse gefasst.

Baruth/Mark, den 09.03.2021

gez. Linke
Allg. Stellvertreter d. Bürgermeisters

Hinweise
zu dem Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis

für Rückkehrer aus dem Ausland
betreffend die Wahl zum Deutschen Bundestag 

am 26.09.2021

(1)  Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis für Rück-
kehrer

 Wahlberechtigte können an der Wahl zum Deutschen Bundestag 
grundsätzlich nur teilnehmen, wenn sie in der Bundesrepublik 
Deutschland in einem Wählerverzeichnis eingetragen sind.

 Wahlberechtigt sind nach § 12 Absatz 1 Bundeswahlgesetz alle 
Deutschen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgeset-
zes, die am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben, nicht 
nach § 13 Bundeswahlgesetz vom Wahlrecht ausgeschlossen 
sind und seit mindestens drei Monaten in der Bundesre-
publik Deutschland eine Wohnung innehaben oder sich sonst 
gewöhnlich aufhalten.

 Deutsche, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
leben und in der Bundesrepublik Deutschland nicht für eine 
Wohnung gemeldet sind, sind wahlberechtigt sofern sie
• entweder nach Vollendung ihres 14. Lebensjahres mindes-

tens drei Monate ununterbrochen in der Bundesrepublik 
Deutschland eine Wohnung innegehabt oder sich sonst ge-
wöhnlich aufgehalten haben und dieser Aufenthalt nicht län-
ger als 25 Jahre zurückliegt,

• oder aus anderen Gründen persönlich und unmittelbar Ver-
trautheit mit den politischen Verhältnissen in der Bundesre-
publik Deutschland erworben haben und von ihnen betrof-
fen sind.*) Siehe hierzu auch die Erläuterungen unter (10).

 
 Kehren Deutsche, die im Ausland gelebt haben und in der Bun-

desrepublik Deutschland in dieser Zeit nicht für eine Wohnung 
gemeldet waren, in das Inland zurück und melden sich hier 
wieder für eine Wohnung an (Rück-kehrer aus dem Ausland), gilt 
für die Erforderlichkeit und Art der Antragstellung Folgendes:
• Wer in die Bundesrepublik Deutschland zurückkehrt und 

sich hier vor dem 42. Tag vor der Wahl für eine Wohnung 
anmeldet, braucht und darf keinen Antrag auf Eintragung in 
das Wählerverzeichnis stellen, weil er, wie jeder im Inland 
gemeldete Wahlberechtigte, von Amts wegen am Zuzugs-
ort von der Gemeindebehörde in das Wählerverzeichnis 
eingetragen wird.

• Wer sich nach dem 42. Tag, aber vor dem 21. Tag vor 
der Wahl anmeldet, wird in das Wählerverzeichnis der Ge-
meinde am Zuzugsort in der Bundesrepublik Deutschland 
nur auf Antrag nach Anlage 1 (zu § 18 Absatz 6 Bundes-
wahlordnung) für Rückkehrer eingetragen.

 Wer bereits vor seiner Rückkehr vom Ausland aus einen 
Antrag nach Anlage 2 (zu § 18 Absatz 5 Bundeswahlord-
nung) für im Ausland lebende Deutsche gestellt hatte, hat 
sein Wahlrecht in der Gemeinde auszuüben, in der er auf-
grund seiner Antragstellung in das Wählerverzeichnis einge-
tragen worden ist.

• Wer sich erst nach dem 21. Tag vor der Wahl in der Bun-
desrepublik Deutschland anmelden wird, muss bereits vor 
seiner Rückkehr in die Bundesrepublik Deutschland vom 
Ausland aus bis zum 21. Tag vor der Wahl bei der zustän-
digen Gemeindebehörde den Antrag auf Eintragung in das 

Wählerverzeichnis nach Anlage 2 (zu § 18 Absatz 5 Bun-
deswahlordnung) für im Ausland lebende Deutsche stellen, 
weil er sonst nicht mehr in das Wählerverzeichnis eingetra-
gen wird.

 Für jeden Antragsteller ist ein besonderes Formblatt (in Erst- 
und Zweitausfertigung) auszufüllen. Sammelanträge sind nicht 
möglich.

(2) Zuständige Gemeindebehörde, an die der Antrag auf Ein-
tragung in das Wählerverzeichnis für Rückkehrer aus dem Aus-
land nach Anlage 1 (zu § 18 Absatz 6 Bundeswahlordnung) zu 
richten ist, ist die Gemeindebehörde in der Bundesrepublik 
Deutschland, in der der Wahlberechtigte nach seiner Rückkehr 
seinen Wohnsitz anmeldet.

(3) Aktuelle Wohnanschrift im Inland (Zuzugsort).

(4) Anzugeben ist die vor dem Fortzug aus der Bundesrepublik 
Deutschland*) zuletzt mindestens drei Monate ununterbrochen 
innegehabte und bei der Meldebehörde gemeldete Wohnung. 
Wurde diese Dreimonatsfrist nur durch das Innehaben weiterer 
gemeldeter Wohnungen erfüllt, so sind auch diese anzugeben.

 Wenn der Antragsteller sich in der Bundesrepublik Deutschland*) 
gewöhnlich aufgehalten hat, ohne für eine Wohnung gemeldet zu 
sein, bitte statt der Anschrift angeben:

 „Mein Aufenthalt ist bekannt der .................................................. 
(Angabe der Gemeindebehörde, der der gewöhnliche Aufenthalt 
zuletzt angezeigt oder sonst nachgewiesen war).

 Von Seeleuten, die zuletzt auf einem Seeschiff gemustert waren, 
das die Bundesfl agge zu führen berechtigt war, und danach nur 
noch auf Schiffen unter fremder Flagge fahren, mit folgenden An-
gaben auszufüllen: Name des letzten deutschen Schiffes, Name 
des Reeders, Sitz des Reeders (Ort, Land).

(5) Von Seeleuten hier mit folgenden Angaben auszufüllen: Datum 
der letzten Abmusterung von einem Seeschiff, das die deutsche 
Flagge zu führen berechtigt war, Name und Nationalität des See-
schiffes unter fremder Flagge.

(6) Angaben nur für ein Dokument erforderlich.

(7)  Die Eintragung in das Wählerverzeichnis erfolgt nur, wenn die 
Wahlberechtigung des Antragstellers für die Wahl zum Deut-
schen Bundestag nachgewiesen ist. Dazu muss die vorgedruckte 
Versicherung an Eides statt abgegeben werden. Auf die Straf-
barkeit einer falsch abgegebenen Versicherung an Eides 
statt wird hingewiesen. Wenn eine der Voraussetzungen der 
Wahlberechtigung bis zum Wahltage fortfällt, muss der Antrag 
zurückgenommen werden.

(8) Deutsche im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes 
sind Personen, die
1. die deutsche Staatsangehörigkeit oder
2. als Spätaussiedler/Spätaussiedlerinnen oder als deren in den 

Aufnahmebescheid einbezogene Ehegatten oder Abkömm-
linge auf Grund ihrer Aufnahme in Deutschland nach § 4 
Absatz 3 des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) vor Aus-
stellung der Bescheinigung nach § 15 Absatz 1 oder 2 BVFG, 
mit der sie nach § 7 des Staatsangehörigkeitsgesetzes die 
deutsche Staatsangehörigkeit erwerben, vorübergehend die 
Rechtsstellung als (Status-)Deutsche ohne deutsche Staats-
angehörigkeit

 besitzen.

(9) Vom Wahlrecht zum Deutschen Bundestag ist nach § 13 des 
Bundeswahlgesetzes ausgeschlossen, wer infolge Richter-
spruchs das Wahlrecht nicht besitzt.

(10) Kehren Deutsche, die im Ausland gelebt haben, nach dem 42. 
Tag vor der Wahl in das Inland zurück und melden sich hier für 
eine Wohnung an, so sind sie nicht in die am 42. Tag vor der Wahl 
erstellten Wählerverzeichnisse eingetragen und müssen die Ein-
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tragung in das Wählerverzeichnis nach den Voraussetzungen für 
im Ausland lebende Deutsche beantragen.

 Das linke Kästchen ist anzukreuzen, wenn alle dort genannten 
Voraussetzungen auf den Antragsteller/die Antragstellerin zu-
treffen. Dies gilt auch, wenn der Antragsteller/die Antragstellerin 
sich in der Bundesrepublik Deutschland gewöhnlich aufgehalten 
hat, ohne für eine Wohnung gemeldet zu sein. Vergleiche die Er-
läuterungen unter (4) Absatz 2.

 Das rechte Kästchen ist anzukreuzen, wenn nicht alle der 
beim linken Kästchen genannten Voraussetzungen auf den An-
tragsteller/die Antragstellerin zutreffen (zum Beispiel weil er/
sie niemals eine Wohnung in der Bundesrepublik Deutschland 
inne hatte oder ein Fortzug länger als 25 Jahre zurückliegt), er/
sie aber statt dessen aus anderen, vergleichbaren Gründen 
persönlich und unmittelbar Vertrautheit mit den politischen Ver-
hältnissen in der Bundesrepublik Deutschland erworben hat und 
gegenwärtig von ihnen betroffen ist.*)

 In diesen Fällen ist auf einem gesonderten Blatt zu begründen, 
wodurch und in welcher Weise der Antragsteller/ die Antragstel-
lerin persönlich und unmittelbar (auf Grund eigener Erfahrung) 
Vertrautheit mit den politischen Verhältnissen in der Bundes-
republik Deutschland erworben hat und gegenwärtig von ihnen 
betroffen ist. Zum Beleg können dem Antrag Unterlagen beige-
fügt werden.

 Wahlberechtigt können beispielsweise folgende dauerhaft im 
Ausland lebende deutsche Staatsangehörige sein (für die nicht 
bereits die beim linken Kästchen genannten Voraussetzungen zu-
treffen):
• Ortskräfte an deutschen Auslandsvertretungen, deutsche 

Mitarbeiter an Goetheinstituten, an den deutschen geistes-
wissenschaftlichen Instituten im Ausland, an deutschen Aus-
landsschulen, bei den Auslandsbüros der politischen Stiftun-
gen, der deutschen Entwicklungszusammenarbeit oder der 
Auslandshandelskammern so-wie Korrespondenten deut-
scher Medien;

• Sogenannte Grenzpendler, die ihre Arbeits- oder Dienstleis-
tung regelmäßig im Inland erbringen,

• Auslandsdeutsche, die durch ein Engagement in deutschen 
Verbänden, Parteien und sonstigen Organisationen in erheb-
lichem Umfang am politischen und gesellschaftlichen Leben 
der Bundesrepublik Deutschland teilnehmen.

(11) Niemand darf an der Wahl zum Deutschen Bundestag mehrfach 
teilnehmen. Es ist deshalb nicht zulässig und wäre eine strafbare 
Wahlfälschung, wenn sich jemand an der Bundestagswahl mehr-
fach beteiligen würde.

(12)  Mit der Unterschrift versichert der Antragsteller die Richtigkeit 
seiner Angaben. Wahlberechtigte, die des Lesens unkundig oder 
wegen einer Behinderung nicht in der Lage sind, den Antrag und 
die Versicherung an Eides statt selbst auszufüllen und abzugeben, 
bedienen sich dabei der Hilfe einer anderen Person. Diese hat 
auch den An-trag und die Versicherung an Eides statt zu unter-
schreiben. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet 
haben. Vgl. im Übrigen die Erläuterungen unter (13).

(13)  Bedient sich der Antragsteller aus einem der in den Erläuterun-
gen unter (12) genannten Gründe der Hilfe einer anderen Per-
son, hat diese die Versicherung an Eides statt zu unterschreiben. 
Auf die Strafbarkeit einer falsch abgegebenen Versiche-
rung an Eides statt wird hingewiesen.

Die Antragsformulare können im Bürgerbüro der Stadt Baruth/
Mark, Ernst-Thälmann-Platz 4 in 15837 Baruth/Mark nach vor-
heriger Terminabsprache abgeholt und/oder ausgefüllt werden.

*) Zu berücksichtigen ist auch eine frühere Wohnung oder ein früherer Aufent-
halt in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet (Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
zuzüglich des Gebietes des früheren Berlin (Ost))
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Sonstige Amtliche Bekanntmachungen

Einladung zur Jagdgenossenschaftsversammlung der 
Jagdgenossenschaft „Baruth/ Klein Ziescht“

Der Notjagdvorstand der Jagdgenossenschaft „Baruth/ Klein Ziescht“ 
lädt hiermit alle Eigentümer von Grundfl ächen, die zum gemeinschaft-
lichen Jagdbezirk der Jagdgenossenschaft „Baruth/ Klein Ziescht“ ge-
hören und auf denen die Jagd ausgeübt werden darf, zur

Jagdgenossenschaftsversammlung der Jagdgenossenschaft 
„Baruth/ Klein Ziescht“

am Donnerstag, dem 15.04.2021 um 18.00 Uhr
im Sitzungssaal der Stadtverwaltung, Ernst- Thälmann- Platz 

4 in 15837 Baruth/Mark

ein. Folgende Tagesordnung ist vorgesehen:
1. Begrüßung und Eröffnung durch den Notjagdvorstand 
2. Bericht des Notjagdvorstandes 
3. Billigung des Protokolls der letzten Genossenschaftsversamm-

lung 
4. Änderungsanträge zur Tagesordnung
5. Beschluss zur Entlastung des Notjagdvorstandes für das Jagdjahr 

2020/2021
6. Beschluss zur Auskehr des Reinertrages für das Jagdjahr 

2020/2021
7. Genehmigung des Eilbeschlusses zur Neuverpachtung des Jagd-

bogens 58 
8. Sonstiges

Hinweise: Aufgrund des Rücktritts des Jagdvorstandes fungiert der 
Bürgermeister als Notjagdvorstand.

Für juristische Personen handeln ihre verfassungsmäßig berufenen 
Organe oder deren Beauftragte. Ein bevollmächtigter Vertreter darf 
höchstens einen Jagdgenossen vertreten, die Vollmacht ist dem Not-
jagdvorstand zu Beginn der Sitzung unaufgefordert zu übergeben. 
Die Versammlung ist beschlussfähig, unabhängig von der Anzahl der 
erschienenen Jagdgenossen.

Das Protokoll der letzten Jagdgenossenschaftsversammlung kann 
in der Zeit vom 22.03. bis einschließlich dem 14.04.2021 in der 
Stadtverwaltung Baruth/Mark, Zimmer 13, Ernst-Thälmann-Platz 4 in 
15837 Baruth/Mark während der Sprechzeiten eingesehen werden.

Baruth/Mark, den 09.03.2021

gez. Ilk
Notjagdvorstand

Hinweis:
Wegen der - durch die SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung und 
die fl ankierenden gesetzlichen Regelungen angeordneten - Maßnah-
men kann es zu Beschränkungen der Teilnehmerzahl der Jagdgenos-
sinnen bzw. Genossen im Rahmen der gegebenen räumlichen Kapazi-
täten kommen. Bitte machen Sie wenn möglich von der Option der 
Bevollmächtigung Gebrauch. Es wird um Beachtung gebeten!

Einladung zur Jagdgenossenschaftsversammlung
der Jagdgenossenschaft Radeland

Der Jagdvorstand der Jagdgenossenschaft Radeland lädt hiermit alle 
Eigentümer/innen von Grundfl ächen, die zum gemeinschaftlichen 
Jagdbezirk der Jagdgenossenschaft Radeland gehören und auf denen 
die Jagd ausgeübt werden darf, zur 

Jagdgenossenschaftsversammlung der 
Jagdgenossenschaft Radeland

am Freitag, dem 16.04.2021 um 19.00 Uhr im
Dorfgemeinschaftshaus Radeland, Radeländer Straße 7, 

15837 Baruth/Mark
ein.

Folgende Tagesordnung ist vorgesehen: 
1.  Begrüßung durch den Jagdvorstand und Eröffnung der Sitzung 
2.  Änderungsanträge zur Tagesordnung
3.  Rechenschaftsbericht des Vorstandes 
4.  Bericht der Jagdpächter 
5.  Billigung des Protokolls der letzten Versammlung 
6.  Bericht der Kassenführerin 
7.  Revisionsbericht Kassenprüfung 
8.  Beschluss über die Entlastung des Vorstandes und des Kassen-

führers 
9.  Beschluss über die Auszahlung der Reinertrages 2020/2021
10.  Sonstiges 

Hinweise: 
Für juristische Personen handeln ihre verfassungsmäßig berufenen 
Organe oder deren Beauftragte. Ein bevollmächtigter Vertreter darf 
höchstens drei Jagdgenossen vertreten, die Vollmacht ist dem Jagd-
vorstand zu Beginn der Sitzung unaufgefordert zu übergeben. Die 
Versammlung ist beschlussfähig, unabhängig von der Anzahl der er-
schienenen Jagdgenossen. 

Wegen der - durch die SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung und 
die fl ankierenden gesetzlichen Regelungen angeordneten - Maßnah-
men kann es zu Beschränkungen der Teilnehmerzahl der Jagdgenos-
sinnen bzw. Genossen im Rahmen der gegebenen räumlichen Kapazi-
täten kommen. Bitte machen Sie wenn möglich von der Option der 
Bevollmächtigung Gebrauch. Es wird um Beachtung gebeten!

Baruth/Mark, den 08.03.2021 

gez. Schacht


